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AG Familie, Senioren, Frauen und Jugend
AG Recht

Besserer Schutz für schwangere
Frauen vor Konfliktberatungsstellen
Heute ist  ein guter Tag für  die Selbstbestimmung von Frauen.  Denn das
Bundeskabinett  hat  e inen  Gesetzentwurf  zur  Änderung  des
Schwangerschaftskonfliktgesetzes  beschlossen,  um  sogenannten
Gehsteigbelästigungen  vor  Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen  und
Arztpraxen einen gesetzlichen Riegel vorzuschieben. Lange haben wir von der
SPD Fraktion im Bundestag auf diesen Gesetzentwurf gewartet.

Josephine Ortleb, zuständige frauenpolitische Berichterstatterin:
„Frauen haben ein Recht auf Selbstbestimmung. Hierzu gehört selbstverständlich ein
ungestörter  Zugang  zu  Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen  und  Arztpraxen  für
Schwangere. Dennoch werden Frauen auf ihrem Weg zur Beratung immer wieder von
selbsternannten Lebensschützer:innen belästigt und massiv unter Druck gesetzt. Wir
brauchen daher dringend eine bundeseinheitliche Regelung, die diese frauenfeindlichen
Gehsteigbelästigungen unterbindet.  Darauf  hat  die  SPD-Bundestagfraktion  mit  aller
Kraft hingewirkt. Und dies mit Erfolg: Ein Gesetzentwurf, der Gehsteigbelästigungen als
Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld von bis zu 5.000 Euro sanktioniert, wurde heute
im Bundeskabinett beschlossen.“

Carmen Wegge, zuständige rechtspolitische Berichterstatterin:
„Für uns ist  es unerträglich,  dass Frauen in einer schwierigen Lebenssituation von
sogenannten  Lebensschützer:innen  vor  Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen  und
Arztpraxen behelligt und beleidigt werden – umso mehr, weil der Staat sie zur Beratung
verpflichtet.  Die  Meinungsfreiheit  beinhaltet  nicht  das  Recht,  andere  körperlich  zu
bedrängen  oder  psychisch  übergriffig  zu  werden.  Durch  das  Gesetz  wollen  wir
Rechtssicherheit  schaffen  für  die  Unterbindung  von  derartigen  Belästigungen.
Außerdem  wollen  wir  eine  bundesweite  zentrale  Datenerfassung  von
Schwangerschaftsabbrüchen für mehr Versorgungssicherheit einführen. Um gegen die
Stigmatisierung von Schwangerschaftsabbrüchen vorzugehen, sprechen wir uns zudem
für eine Regulierung von Schwangerschaftsabbrüche außerhalb des Strafgesetzbuches
aus.“
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